
Wal tens“ — um diese Worte Rosa L u x e m b u r g s 1 0  1 1  zu 
gebrauchen — entfernt die Frau von der gesellschaft­
lichen Arbeit und hemmt ihre Entwicklung; und 
gegenüber der Tendenz, die Arbeit im Hause zu ideali­
sieren, muß man immer wieder auf jene berühmten 
Sätze aus der „Großen Initiative“ hinweisen, die, woh-1- 
gemerkt, die Zeit nach der Oktoberrevolution im Auge 
haben: „Die Frau bleibt nach wie vor Haussklavin, 
trotz aller Befreiungsgesetze, denn sie wird erdrückt, 
erstickt, abgestumpft, erniedrigt von der Kleinarbeit 
der Hauswirtschaft, die sie an die Küche und an das 
Kinderzimmer fesselt und ihre Schaffenskraft durch 
eine geradezu barbarisch unproduktive, kleinliche, ent­
nervende, abstumpfende, niederdrückende Arbeit ver­
geuden läßt. Die wahre Befreiung der Frau, der wahre 
Kommunismus wird erst dort und dann beginnen, wo 
und wann der Massenkampf... gegen die Kleinarbeit 
der Hauswirtschaft oder, richtiger, ihre massenhafte 
Umgestaltung zur sozialistischen Großwirtschaft be­
ginnt“11.

Die Frage, ob nicht in der sozialistischen Gesellschaft 
die Tätigkeit im Hause möglicherweise doch die Haupt­
form der Frauenarbeit darstellen werde, ist schon des­
halb zu verneinen, weil einerseits das unumstößliche 
Grundprinzip des sozialistischen Familienrechts die 
Gleichberechtigung der Geschlechter ist, andererseits 
aber — und das muß als eine ökonomische Gesetzlich­
keit gelten — die Gleichberechtigung ohne Berufsarbeit 
der Frau niemals real sein wird12 13 *. Das ist die eindeutige 
Lehre, die wir aus den tragischen, die große Mehrheit 
aller Ehesachen repräsentierenden Scheidungsfällen zu 
ziehen haben, in denen sich die alternde Ehefrau ver­
zweifelt an eine sinnlos gewordene Ehe klammert und 
sie unter unwürdigsten Bedingungen fortzusetzen bereit 
ist, weil sie keinen Beruf ausgeübt hat, der ihr jetzt 
eine dem bisherigen Lebensstandard entsprechende Exi­
stenz garantieren könnte. Hier muß auch an die 
Worte jener großen Kämpferin für den Sozialismus 
erinnert werden, die vor 100 Jahren geboren wurde, an 
Clara Z e t k i n s  Worte: „Wie der Arbeiter vom Kapi­
talismus unterjocht wird, so die Frau vom Manne; und 
sie wird unterjocht 'bleiben, solange sie nicht wirtschaft­
lich unabhängig dasteht. Die unerläßliche Bedingung 
für diese ihre wirtschaftliche Unabhängigkeit ist die 
Arbeit.“1*

Ist es aber richtig, daß die Ehefrau der Zukunft die 
berufstätige Ehefrau ist, so folgt daraus, daß das Güter­
recht der Zukunft das der Gütertrennung sein muß — 
richtiger: das -Entfallen eines besonderen ehelichen 
Güterrechts. Um diese Folgerung zu begründen, muß 
man vom Wesen der Ehe in der sozialistischen Gesell­
schaft ausgehen. Im Gegensatz zur Ehe der Bourgeoisie 
— bei deren Eingehung wirtschaftliche Ziele eine ent­
scheidende Rolle spielen und bei deren gesetzlicher 
Regelung konsequenterweise das Güterrecht an Umfang 
und Bedeutung im Vordergrund steht — treten bekannt­
lich in der sozialistischen- Ehe die Vermögensbeziehun­
gen der Ehegatten weit hinter deren persönliche Be­
ziehungen zurück, weil es nicht mehr einer der Zwecke 
der Gemeinschaft von Mann und Frau ist, den in ihrer 
Hand befindlichen privaten Produktionsmittelbesitz zu 
nutzen, zu verstärken und der nächsten Generation zu 
erhalten. Das bedeutet nicht, daß materielle Fragen in 
der sozialistischen Ehe bedeutungslos wären-: auch da 
wird in der Regel eine gesunde wirtschaftliche Grund­
lage die Voraussetzung für eine harmonische Lebens­
gemeinschaft sein; aber das ist eine Frage des ehelichen 
Aufwandes, des Familienunterhalts, die vom E i n ­
k o m m e n  der Ehegatten bestimmt wird, keine Frage 
des Güterrechts, dessen Gegenstand die Rechte an dem 
nicht zum unmittelbaren Verbrauch bestimmten- V e r ­
m ö g e n  sind.

Was aber dieses Vermögen betrifft, so muß man 
erkennen, daß die Forderung „was dem einen- gehört,
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soll auch dem anderen gehören“, ein Stück bürgerlicher 
Ideologie ist, insofern sie dazu diente, zu verschleiern, 
daß sich die von der Ökonomik der Ausbeutergesell­
schaften erforderte Konzentration der wirtschaftlichen 
Potenzen der Familie mit Hilfe der ehemännlichen 
Verwaltung und Nutznießung in Wahrheit in- der Hand 
des Mannes vollzog. In der sozialistischen Ehe gäbe es 
für eine solche Forderung keine ökonomische Grund­
lage und gibt es daher auch keine -moralische Begrün­
dung. Im Wesen der Ehe in. einer vollentwickelten 
sozialistischen Gesellschaft — eines auf Liebe und voller 
Gleichberechtigung gegründeten Zusammenschlusses 
von Mann und Frau zum gemeinsamen- Wachstum, zum 
gemeinsamen Erleben der Freuden des Daseins, zur 
gemeinsamen Überwindung der Sorgen des Daseins und 
zur gemeinsamen Heranziehung der Kinder — gibt es 
kein Element, das den Anspruch eines Ehegatten auf 
gleiche Beteiligung am Vermögen des anderen recht- 
fertigen könnte, immer vorausgesetzt, daß dieses Ver­
mögen nicht zur Deckung des Unterhalts und ehelichen 
Aufwandes herangezogen werden muß.

Im Gegenteil scheint uns die Gütertrennung als 
Grundsatz (der nicht ausschließt, daß aus den noch zu 
erörternden Gründen bestimmte Vermögensstücke, ins­
besondere Hausrat, als gemeinschaftliches Vermögen 
behandelt werden) nicht nur dem Wesen der Ehe im 
Sozialismus nicht entgegenzustehen, sondern von ihm ' 
geradezu erfordert zu werden. Hier ist noch einmal auf 
das Bebelsche Diktum hinzuweisen: „Die Frau der 
neuen Gesellschaft ist... ökonomisch vollkommen un­
abhängig“. Sie muß es deshalb sein, weil die ökonomi­
sche Abhängigkeit vom Manne immer wieder die Be­
dingungen für Verstöße gegen den Gleichfoerechtigungs- 
grundsatz schaffen würde. Die ökonomische Selbständig­
keit der Frau wird in erster Linie natürlich durch die 
Ausübung ihres eigenen Berufs gewährleistet — die wir 
ja für die sozialistische Ehe als Regel voraussetzen —, 
aber diese Position verstärkt sich und wird vor allem 
bei vorgeschrittenem Lebensalter erst dann sicher- 
gestellt, wenn die Frau über die Ersparnisse aus ihrer 
Arbeit oder sonstiges Vermögen völlig frei verfügen 
kann, also nicht auf eine Zustimmung des Mannes zur 
Verfügung über gemeinschaftliches Vermögen oder gar 
die Geltendmachung eines Ausgleichsanspruchs ange­
wiesen ist.

Man glaube nicht, daß diese Unabhängigkeit dem 
Wesen der Ehe fremd sei oder zu einer Lockerung der 
Ehebeziehungen führen -müsse: ganz im Gegenteil muß 
davon eine Sublimierung der Ehe erwartet werden. 
Eine Ehe, die nur durch wirtschaftlichen Zwang zu­
sammengehalten wird, ist dieses Namens nicht wert, 
und das Bewußtsein, daß der Ehepartner auf ihn nicht 
angewiesen ist, daß er ihm mit -gleichen Rechten und 
gleichen Mitteln gegenübersteht, wird den anderen 
zwangläufig zu einer Haltung in der Ehe veranlassen, 
die der Menschenwürde beider Teile in viel höherem 
Maße entspricht, als das heute leider noch so oft der 
Fall ist. Die Gemeinsamkeiten einer Ehe sollen ja nicht 
dazu führen, daß ein Teil seine Individualität zugun­
sten des anderen verkümmern- läßt; der Sozialismus 
braucht vielmehr starke und bewußte Persönlichkeiten, 
und eine Ehe, die die Eigenpersönlichkeit der Gatten 
verkümmert, anstatt sie durch Austausch und gemein­
same Entwicklung zu festigen und zu bereichern — 
anstatt, wie wir oben sagten, die dialektische Einheit 
zwischen Lebensgemeinschaft und Individualität her­
zustellen —, widerspricht der sozialistischen Moral. Die 
materielle Grundlage aber zur Entfaltung freier und 
starker Persönlichkeiten, die allein eine wahre sozia­
listische Ehe führen können, ist: -Berufstätigkeit beider 
Gatten und Gütertrennung.

Aus alledem ergibt sich die Berechtigung unserer 
ersten These, die darauf hinausläuft, daß die Ordnung 
der güterrechtlichen Beziehungen zwischen Ehegatten 
in der voll entwickelten sozialistischen Gesellschaft dem 
durch den ersten sowjetischen Familienrechtskodex von 
1918 vorübergehend eingeführten Rechtszustand ent­
sprechen- muß. Dabei ist zur Vermeidung von Mißver­
ständnissen noch folgendes zu sagen: es könnte als 

.Widerspruch empfunden werden, daß wir als das Güter­
recht der voll entwickelten sozialistischen Gesellschaft, 
d. h. einer Gesellschaft, die den Aufbau des Sozialismus
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